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Einlagekonto: kein Direktzugriff, Bindung der Steue rbeschei-
nigung 
 
1. Es bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenke n, dass ein 
Direktzugriff auf das steuerliche Einlagekonto, d.h . dessen 
Minderung vor Auskehrung der ausschüttbaren Gewinne  nach § 27 
Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 i.d.F. des SEStEG, auch dan n nicht in 
Betracht kommt, wenn die Leistung der Kapitalgesell schaft auf 
die Auflösung von Kapitalrücklagen zurückgeht (Best ätigung der 
Rechtsprechung).  
 
2. Ebenfalls ist es verfassungsrechtlich nicht zu b eanstanden, 
dass nach § 27 Abs. 5 Satz 3 KStG 2002 i.d.F. des S EStEG die 
Berichtigung oder erstmalige Erteilung einer Steuer bescheini-
gung ausgeschlossen ist, wenn entweder die Minderun g des Ei-
genkapitals zu niedrig bescheinigt oder eine Steuer bescheini-
gung bis zur Bekanntgabe der erstmaligen Feststellu ng des 
steuerlichen Einlagekontos nicht erteilt worden ist  (§ 27 
Abs. 5 Satz 1 und 2 KStG 2002 i.d.F. des SEStEG). D ie (fehler-
hafte) Steuerbescheinigung ist deshalb der Feststel lung des 
steuerlichen Einlagekontos zugrunde zu legen.  
 
 
 
KStG 2002 i.d.F. des SEStEG § 27 Abs. 1 Satz 3 und 5, Abs. 3 
und 5  
GG Art. 3 Abs. 1 und Art. 14 
EG Art. 56 (= AEUV Art. 63) 
EUGrdRCh Art. 17 
 
Urteil vom 11. Februar 2015     I R 3/14 
 
Vorinstanz: Schleswig-Holsteinisches FG vom 28. Nov ember 2013  
1 K 35/12 (EFG 2014, 581) 
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T e n o r  

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Schl eswig-

Holsteinischen Finanzgerichts vom 28. November 2013   1 K 35/12 

wird als unbegründet zurückgewiesen. 

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin  zu tragen. 

 

G r ü n d e  

 

A. 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist e ine GmbH. 

Zum 31. Dezember 2008 belief sich das ihr gegenüber  nach § 27 

Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 2002 (KStG 20 02) festge-

stellte steuerliche Einlagekonto (freie Kapitalrück lage) auf 

25.565 € und ihr nach § 27 Abs. 1 Satz 5 KStG 2002 ausschütt-

barer Gewinn auf 8.001 €. Obgleich die Gesellschaft erversamm-

lung am 27. November 2009 beschlossen hatte, dass " die Kapi-

talrücklage ... aufgelöst und ... an den alleinigen  Gesell-

schafter V  zurückgezahlt" wird, hat die Klägerin am 29. Juli 

2010 auf amtlichem Vordruck gegenüber dem Beklagten  und Revi-

sionsbeklagten (Finanzamt --FA--) erklärt, ihr Einl agekonto 

zum 31. Dezember 2009 in unveränderter Höhe (25.565  €) festzu-

stellen. Letzterem wurde mit Bescheid vom 9. Septem ber 2010 

entsprochen. Der Bescheid steht --ebenso wie der am  selben Tag 

ergangene Körperschaftsteuerbescheid 2009-- unter d em Vorbe-

halt der Nachprüfung (§ 164 der Abgabenordnung --AO --). 

 

Mit Schreiben vom 30. November 2010 hat die Klägeri n bean-

tragt, den Feststellungsbescheid nach § 164 Abs. 2 Satz 2 AO 

dahin zu ändern, dass ihr Einlagekonto auf 0 € fest gestellt 

wird. Dem Antrag ist eine an V erteilte Steuerbesch einigung 

beigefügt, die nach den Feststellungen des Finanzge richts (FG) 

erst nach Bekanntgabe des Feststellungsbescheids vo m 
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9. September 2010 erstellt wurde und in der Leistun gen aus dem 

steuerlichen Einlagekonto in Höhe von 25.564 € ausg ewiesen 

wurden. Der Änderungsantrag wurde vom FA mit Besche id vom 

27. Dezember 2010 abgelehnt. Da die Klägerin --trot z vorheri-

ger Aufforderung-- weder Kapitalertragsteuer einbeh alten noch 

abgeführt hatte, wurde sie zudem mit Bescheid vom 1 3. Januar 

2011 nach § 44 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes 2 002 

(EStG 2002), § 1 Abs. 2 des Solidaritätszuschlagges etzes 1995 

(SolZG 1995) --jeweils i.V.m. § 191 AO-- als Haftun gsschuldne-

rin über insgesamt 6.742,50 € (= 6.391 € [25 % x 25 .565 €] 

zuzüglich 351,50 € [5,5 % x 6.391 €]) in Anspruch g enommen.  

 

Die nach erfolglosem Einspruch gegen beide Bescheid e erhobene 

Klage blieb ohne Erfolg (Schleswig-Holsteinisches F G, Urteil 

vom 28. November 2013  1 K 35/12, Entscheidungen de r Finanzge-

richte --EFG-- 2014, 581).  

 

Mit der Revision beantragt die Klägerin sinngemäß, das Urteil 

der Vorinstanz, den Ablehnungsbescheid vom 27. Deze mber 2010, 

den Haftungsbescheid vom 13. Januar 2011 sowie die hierzu er-

gangene Einspruchsentscheidung vom 15. Februar 2012  aufzuheben 

und das FA zu verpflichten, das steuerliche Einlage konto auf 

den 31. Dezember 2009 unter Änderung des Bescheids vom 

9. September 2011 in Höhe von 0 € festzustellen.  

 

B. 

Die Revision ist nicht begründet und daher zurückzu weisen 

(§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). D as FG hat 

zu Recht entschieden, dass dem Antrag der Klägerin,  das steu-

erliche Einlagekonto zum 31. Dezember 2009 auf 0 € festzustel-

len, nicht zu entsprechen (nachfolgend zu I.) und d er Erlass 

des Haftungsbescheids vom 13. Januar 2011 nicht zu beanstanden 

ist (nachfolgend zu II.). 
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I. Die gegen die Ablehnung des Änderungsantrags gem äß § 164 

Abs. 2 Satz 2 AO erhobene Verpflichtungsklage (§ 10 1 FGO; dazu 

Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 18. Apri l 2005 

IV B 90/03, BFH/NV 2005, 1817) ist zwar auf den Weg fall des 

steuerlichen Einlagekontos und damit auf einen Umst and gerich-

tet, der die gegenüber der Klägerin festzusetzende Körper-

schaftsteuer unverändert lässt. Gleichwohl ist sie in ihren 

eigenen Rechten berührt und damit nach § 40 Abs. 2 FGO klage-

befugt, da, wie auch der Streitfall zeigt, eine zu hohe Fest-

stellung des Eigenkapitalkontos die Klägerin in ihr er Eigen-

schaft als Schuldnerin der zu beurteilenden Leistun gen (Aus-

kehrungen) --sog. Vergütungsschuldnerin-- dem Risik o der Haf-

tungsinanspruchnahme aussetzt (Senatsurteil vom 30.  Januar 

2013 I R 35/11, BFHE 240, 304, BStBl II 2013, 560).  Der Antrag 

bleibt jedoch in der Sache ohne Erfolg.  

 

1. Der Klageantrag zielt darauf ab, das steuerliche  Einlage-

konto ungeachtet des zum 31. Dezember 2008 ermittel ten aus-

schüttbaren Gewinns in Höhe von 8.001 € zum 31. Dez ember 2009 

auf 0 € festzustellen. Nach § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG  2002 

i.d.F. des Gesetzes über steuerliche Begleitmaßnahm en zur Ein-

führung der Europäischen Gesellschaft und zur Änder ung weite-

rer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG) vom 7. Dezember 

2006 (BGBl I 2006, 2782, BStBl I 2007, 4) --KStG 20 02 n.F.-- 

mindern Leistungen der Kapitalgesellschaft mit Ausn ahme der 

Rückzahlung von Nennkapital das steuerliche Einlage konto unab-

hängig von ihrer handelsrechtlichen Einordnung aber  nur, so-

weit sie den auf den Schluss des vorangegangenen Wi rtschafts-

jahrs ermittelten ausschüttbaren Gewinn übersteigen  (Einlagen-

rückgewähr). Nach § 27 Abs. 1 Satz 5 KStG 2002 n.F.  gilt als 

ausschüttbarer Gewinn das um das gezeichnete Kapita l geminder-

te in der Steuerbilanz ausgewiesene Eigenkapital ab züglich des 

6 

7 



- 4 - 

- 5 - 

 

Bestands des steuerlichen Einlagekontos. Diese Vora ussetzungen 

werden nicht erfüllt.  

 

a) Der Senat hat zum Zusammenspiel dieser Vorschrif ten ent-

schieden, dass es sich bei dem steuerlichen Einlage konto um 

eine reine Rechengröße handelt. Das Konto weist des halb ohne 

Bindung an das Handelsrecht die nicht in das Nennka pital ge-

leisteten Einlagen aus und dient im Falle der Vermö gensauskeh-

rung, d.h. der durch das Gesellschaftsverhältnis ve ranlassten 

Leistungen i.S. von § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n. F., der 

Identifizierung der beim Gesellschafter nach § 20 A bs. 1 Nr. 1 

Satz 3 EStG 2002 nicht steuerpflichtigen Einlagenrü ckgewähr 

sowie deren Separierung von den nach § 20 Abs. 1 Nr . 1 Satz 1 

EStG 2002 grundsätzlich steuerpflichtigen Kapitaler trägen (Se-

natsurteile vom 6. Oktober 2009 I R 24/08, BFH/NV 2 010, 248; 

in BFHE 240, 304, BStBl II 2013, 560). Auch hat der  Senat be-

reits erkannt, dass der Gesetzgeber sich mit § 27 A bs. 1 

Satz 3 KStG 2002 n.F. für eine steuerrechtlich eige nständige 

Differenzrechnung entschieden hat, nach der der auf  das Ende 

des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs ermittelte aus schüttbare 

Gewinn selbst dann als vorrangig ausgekehrt gilt, w enn die 

Leistung der Kapitalgesellschaft auf die Auflösung von Kapi-

talrücklagen nach § 272 Abs. 2 Nr. 4 des Handelsges etzbuchs 

zurückgeht; auch in diesem Fall kann deshalb --im E inklang mit 

dem unmissverständlichen Willen des Gesetzgebers (B TDrucks 

16/2710, S. 32)-- ein Direktzugriff auf das steuerl iche Einla-

gekonto, d.h. dessen Minderung vor Auskehrung der a usschüttba-

ren Gewinne, nicht in Betracht kommen (Senatsurteil  in BFHE 

240, 304, BStBl II 2013, 560; ebenso zu § 27 Abs. 1  

KStG 2002 (a.F.) Senatsurteil vom 9. Juni 2010 I R 43/09, 

BFH/NV 2010, 2117).  
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b) Für den Streitfall folgt aus diesen Zusammenhäng en, dass 

die Klage schon aus materiell-rechtlicher Sicht --n ämlich mit 

Rücksicht auf die in § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n .F. festge-

schriebene Verwendungsreihenfolge der Vermögensausk ehrung-- in 

dem Umfang keinen Erfolg haben kann, in welchem sie  auf eine 

Minderung des steuerlichen Einlagekontos zielt, die  bezogen 

auf den 31. Dezember 2008 den um den ausschüttbaren  Gewinn 

(8.001 €) gekürzten Bestand des Einlagekontos (hier : 25.565 € 

abzügl. 8.001 € = 17.564 €) überschreitet. Dem Antr ag der Klä-

gerin, das Einlagekonto vorrangig zu kürzen, könnte  demnach 

selbst dann nicht entsprochen werden, wenn --wie im  Streitfall 

nach dem Erlass des Feststellungsbescheids vom 9. S eptember 

2010 geschehen-- die überhöhte Eigenkapitalminderun g in einer 

unzutreffenden Bescheinigung nach 27 Abs. 3 

KStG 2002 a.F./n.F. ausgewiesen wird, da in einem s olchen Fall 

nach § 27 Abs. 5 Satz 4 ff. KStG 2002 n.F. entweder  die Steu-

erbescheinigung zu berichtigen ist oder die Kapital gesell-

schaft als Haftungsschuldnerin für die nicht einbeh altene Ka-

pitalertragsteuer einzutreten hat.  

 

c) Soweit die Klägerin gegen die Versagung des vorr angigen Zu-

griffs auf das steuerliche Einlagekonto verfassungs rechtliche 

Bedenken geltend macht, hat der Senat diese bereits  in seinem 

Urteil in BFHE 240, 304, BStBl II 2013, 560 für den  Sachver-

halt der unterjährigen Mehrung des Kontos verworfen . Er hat 

ausgeführt, dass die Versagung des Direktzugriffs a uch unter 

dem Gesichtspunkt einer offensichtlich unzutreffend en Besteue-

rung nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz i. S. des 

Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) verstößt, weil  sie in 

sachgerechter Weise durch Erfordernisse eines prakt ikablen 

Verwaltungsvollzugs getragen werde. Dabei hat der S enat insbe-

sondere gewürdigt, dass mit § 27 Abs. 8 KStG 2002 n .F. die Re-

gelungen zum steuerlichen Einlagekonto auf Sachverh alte im 
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Ausland ausgedehnt worden sind; die Anerkennung ein er Einla-

genrückgewähr nach Maßgabe der handels- und gesells chafts-

rechtlichen Vorschriften hätte demnach die Überprüf ung der 

ausländischen Rechtsordnungen darauf hin nach sich gezogen, ob 

nach den jeweils einschlägigen Normen ein solcher D irektzu-

griff eröffnet wird und ob die hierfür maßgeblichen  Vorausset-

zungen gewahrt wurden. Das sollte vermieden werden.  Demgemäß 

ist es nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber ( vgl. 

BTDrucks 16/2710, S. 31, 32) gerade mit Rücksicht h ierauf im 

Interesse der Verwaltungsvereinfachung und zur Verm eidung von 

Gestaltungen den Direktzugriff auf das steuerliche Einlagekon-

to verwehrt und sich für eine rein steuerrechtliche  Differenz-

rechnung entschieden hat.  

 

aa) Der Senat sieht keine Veranlassung, hiervon abz urücken. Er 

kann sich nicht der Ansicht der Klägerin anschließe n, dass die 

Regelung des § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n.F. desh alb Art. 3 

GG verletze, weil sie die Rückgewähr von Kapitalrüc klagen den 

Gewinnausschüttungen gleichstelle und damit wesentl ich unglei-

che Sachverhalte gleich behandle (vgl. hierzu z.B. Beschluss 

des Bundesverfassungsgerichts --BVerfG-- vom 7. Mai  2013  

2 BvR 909/06, 2 BvR 1981/06, 2 BvR 288/07, BVerfGE 133, 377); 

vielmehr ist der Gesetzgeber auch unter diesem Gesi chtspunkt 

berechtigt, zur Bewältigung einer Vielzahl von Verw altungsvor-

gängen typisierende Anordnungen zu treffen und dami t die Um-

stände des Einzelfalls zu vernachlässigen (z.B. BVe rfG-Be-

schluss vom 6. April 2011  1 BvR 1765/09, Höchstric hterliche 

Finanzrechtsprechung --HFR-- 2011, 812). Zu berücks ichtigen 

ist zudem, dass --soweit auf den nämlichen Stichtag  ein aus-

schüttbarer Gewinn neben das steuerliche Einlagekon to tritt-- 

die einzelne, an den Gesellschafter erbrachte Leist ung (Betei-

ligungsertrag) sich nicht in einem gegenständlichen  Sinne als 

Einlagenrückgewähr identifizieren lasse; jede Verwe ndungsrei-
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henfolge kann --worauf der Senat bereits mit Urteil  in BFH/NV 

2010, 248 hingewiesen hat-- nur einen gedanklichen Zusammen-

hang zu den einzelnen Bestandteilen der Rücklagen ( Gewinnrück-

lagen, Kapitalrücklagen, unter Umständen Gewinnvort rag) und 

der Auskehrung herstellen (gl.A. G. Frotscher in Fr otscher/ 

Maas, KStG/GewStG/UmwStG, § 27 KStG Rz 19: keine st renge Näm-

lichkeit; vgl. zum Anrechnungsverfahren auch Senats urteil vom 

10. Juni 2009 I R 10/09, BFHE 225, 384, BStBl II 20 09, 974). 

So gesehen dient die steuerrechtliche Verwendungsfi ktion des 

§ 27 Abs. 1 KStG 2002 neben den Belangen der Prakti kabilität 

zugleich der einheitlichen und damit gleichheitsger echten 

Handhabung einer zumindest nicht eindeutig entschei dbaren Zu-

ordnungsfrage.  

 

bb) Anderes ergibt sich nicht aus dem Verweis der K lägerin da-

rauf, dass das Nennkapital ohne vorherige Minderung  des aus-

schüttbaren Gewinns an die Gesellschafter ausgekehr t werden 

kann (vgl. zu deren Behandlung z.B. Gosch/Heger, KS tG, 

2. Aufl., § 27 Rz 9, § 28 Rz 21b, m.w.N.). Zwar wir d das Nenn-

kapital im Gegensatz zu den sonstigen Einlagen des Gesell-

schafters nicht im steuerlichen Einlagekonto erfass t und un-

tersteht es deshalb auch nicht der Verwendungsfikti on des § 27 

Abs. 1 Satz 3 i.V.m. Satz 1 KStG 2002. Stattdessen ist es nach 

Maßgabe der Regelungen in § 28 Abs. 2 KStG 2002 (ei nschließ-

lich derjenigen zum Sonderausweis) im Falle seiner Herabset-

zung dem Einlagekonto gutzuschreiben und bei Rückza hlung un-

mittelbar von diesem abzuziehen (vgl. hierzu auch S enatsurteil 

vom 21. Oktober 2014 I R 31/13, BFHE 247, 531). Gle ichwohl 

kann der Senat hierin keinen Gleichheitsverstoß erk ennen, da, 

wie im Schrifttum zutreffend angemerkt, das ins Han delsregis-

ter einzutragende Nennkapital regelmäßig durch Satz ung oder 

Gesellschaftsvertrag eindeutig festgelegt und seine  Änderung 

besonderen (Form-)Vorschriften unterworfen ist (vgl . zur GmbH 
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§§ 58 ff. des Gesetzes betreffend die Gesellschafte n mit be-

schränkter Haftung). Daraus folgt, dass auch die Au skehr des 

herabgesetzten Nennkapitals sowohl dem Grunde als a uch der 

Höhe nach zumindest im Regelfall zweifelsfrei ident ifiziert 

werden kann (zutreffend G. Frotscher in Frotscher/M aas, 

a.a.O., § 27 KStG Rz 5a; Berninghaus in Herrmann/He uer/ 

Raupach, § 27 KStG Rz 27). Demgemäß ist es nicht zu  beanstan-

den, dass der Gesetzgeber im Rahmen seiner Entschei dung zu-

gunsten einer praxistauglichen steuerrechtlichen Ve rwendungs-

reihenfolge die Rückzahlung von Nennkapital aus der  Differenz-

rechnung des § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 ausnimmt.   

 

cc) Die Klägerin wendet weiter ein, die vorrangige Auskehr der 

ausschüttbaren Gewinne gemäß § 27 Abs. 1 Satz 3 KSt G 2002 

greife in Fällen eines Gesellschafterbeschlusses zu r Rückzah-

lung von Kapitalrücklagen in das durch Art. 14 GG g eschützte 

Eigentumsrecht ihres Gesellschafters (V) ein, weil bei diesem 

fiktive Beträge besteuert würden, die keiner Einkun ftsart zu-

geordnet werden könnten. Der Erwägung ist nicht bei zupflich-

ten, weil § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n.F. eine ve rfassungs-

rechtlich nicht zu beanstandende Reihung der Vermög ensauskehr 

anordnet. Deshalb erübrigen sich auch Ausführungen dazu, ob 

und in welcher Hinsicht sich die Klägerin als Haftu ngsschuld-

nerin auf eine Verletzung von Grundrechten des Verg ütungsgläu-

bigers berufen kann (vgl. hierzu auch BVerfG-Beschl uss vom 

22. Januar 2014  1 BvR 891/13, HFR 2014, 440).  

 

dd) Die Versagung des Direktzugriffs auf das steuer liche Ein-

lagekonto verstößt schließlich nicht gegen die Kapi talver-

kehrsfreiheit (Art. 56 des Vertrags zur Gründung de r 

Europäischen Gemeinschaft i.d.F. des Vertrags von N izza zur 

Änderung des Vertrags über die Europäische Union, d er Verträge 

zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und ei niger damit 
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zusammenhängender Rechtsakte, Amtsblatt der Europäi schen Ge-

meinschaften --ABlEG-- 2002, Nr. C-325, 1; heute Ar t. 63 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Uni on i.d.F. 

des Vertrags von Lissabon zur Änderung des Vertrags  über die 

Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der  

Europäischen Gemeinschaft --AEUV--, Amtsblatt der E uropäischen 

Union --ABlEU-- 2008, Nr. C-115, 47) sowie Art. 17 der Charta 

der Grundrechte der Europäischen Union --EUGrdRCh--  (ABlEG 

2000, Nr. C-364, 1). Angesichts des Umstands, dass vorliegend 

die Vermögensauskehrung einer inländischen Kapitalg esellschaft 

an einen im Inland wohnhaften Anteilseigner zu beur teilen ist 

und zudem die Verwendungsregel des § 27 Abs. 1 Satz  3 

KStG n.F. auch für Ausschüttungen an (EU-)ausländis che Gesell-

schafter greift, ist weder der Schutzbereich der Ka pitalver-

kehrsfreiheit noch derjenige der Niederlassungsfrei heit be-

rührt. Ebenso wenig ist ersichtlich, dass § 27 Abs.  1 Satz 3 

KStG n.F. in das nach Art. 17 EUGrdRCh garantierte Eigentums-

recht eingreifen könnte. Zum einen hat die inzwisch en überar-

beitete Charta der Grundrechte der Europäischen Uni on (ABlEU 

2007, Nr. C-303, 1, BGBl II 2008, 1165) erst mit de r Neufas-

sung des Art. 6 des Vertrags über die Europäische U nion (EUV) 

durch Art. 1 Nr. 8 des Vertrags von Lissabon zur Än derung des 

Vertrags über die Europäische Union und des Vertrag s zur Grün-

dung der Europäischen Gemeinschaft vom 13. Dezember  2007 

(ABlEU 2007, Nr. C-306, 1, BGBl II 2008, 1039), der  für 

Deutschland am 1. Dezember 2009 in Kraft getreten i st (Be-

kanntmachung vom 13. November 2009, BGBl II 2009, 1 223), 

rechtliche Verbindlichkeit erlangt hat (BFH-Urteil vom 

19. Juni 2013 II R 10/12, BFHE 241, 402, BStBl II 2 013, 746, 

m.w.N.). Zum anderen ist zweifelhaft, ob die Erhebu ng von Ab-

gaben überhaupt in den Schutzbereich des Art. 17 EU GrdRCh 

fällt (Jarass, Charta der Grundrechte der Europäisc hen Union, 

2. Aufl., Art. 17 Rz 22; Ismer in Herrmann/Heuer/Ra upach, Ein-
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führung zum EStG Rz 406, m.w.N.). Vor allem aber is t eine Ver-

letzung des Eigentumsrechts gemäß Art. 17 EUGrdRCh jedenfalls 

deshalb ausgeschlossen, weil die Grundrechte der Ch arta nach 

Art. 6 Abs. 1 EUV gemäß den Bestimmungen des Titels  VII auszu-

legen sind und Art. 51 Abs. 1 EUGrdRCh den Anwendun gsbereich 

der Charta auf die Durchführung des Rechts der Euro päischen 

Union beschränkt (BVerfG-Urteil vom 24. April 2013  

1 BvR 1215/07, BVerfGE 133, 277; Urteil des Gericht shofs der 

Europäischen Union Åkerberg Fransson vom 26. Februa r 2013 

C-617/10, EU:C:2013:105, HFR 2013, 464; BFH-Urteil in BFHE 

241, 402, BStBl II 2013, 746; Streinz/Michl, EUV/AE UV, 

2. Aufl., Art. 51 GR-Charta Rz 7 f., jeweils m.w.N. ). Er er-

fasst demgemäß auch nicht die Regelung des § 27 Abs . 1 Satz 3 

KStG 2002 n.F.  

 

ee) Angesichts dieser Zusammenhänge und ihrer verfa ssungs-

rechtlichen sowie unionsrechtlichen Würdigung beste ht keine 

Veranlassung, wie von der Klägerin aber angeregt, n ach einem 

Verfahrensbeitritt des Bundesministeriums der Finan zen (§ 122 

FGO) die Anzahl der Feststellungen des Einlagekonto s sowie den 

Anteil der Gesellschaftereinlagen bundesweit zu erm itteln.  

 

2. Dem Antrag auf Änderung des Feststellungsbeschei ds vom 

9. September 2010 ist auch nicht in dem Umfang zu e ntsprechen, 

in dem er auf eine Minderung des steuerlichen Einla gekontos um 

den nach vorrangiger Verrechnung des ausschüttbaren  Gewinns 

verbleibenden Betrag (hier: Minderung um 25.565 € a bzüglich 

8.001 € = 17.564 €) gerichtet ist. Zwar würde eine solche Kür-

zung der materiell-rechtlichen Verwendungsreihenfol ge des § 27 

Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n.F. entsprechen. Sie ist j edoch ange-

sichts der verfahrensrechtlichen Bestimmungen des §  27 Abs. 3 

i.V.m. Abs. 5 Satz 1 bis 3 KStG 2002 n.F. ausgeschl ossen.  
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a) Nach § 27 Abs. 3 KStG 2002 a.F./n.F. hat eine Ka pitalge-

sellschaft im Falle von Abgängen aus dem steuerlich en Einlage-

konto gemäß § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n.F. --ggf . neben der 

"allgemeinen" Kapitalertragsteuerbescheinigung (§ 4 5a Abs. 2 

EStG 2002)-- nach amtlichen Muster ihrem Anteileign er als Ad-

ressat der Erklärung (Senatsurteil in BFHE 247, 531 ) nament-

lich und unter Angabe seiner Wohnanschrift die Höhe  sowie den 

Zahltag der Leistungen, die das steuerliche Einlage konto ge-

mindert haben, zu bescheinigen. Wird dem nicht oder  nur unzu-

treffend genügt, unterscheidet § 27 Abs. 5 KStG 200 2 n.F. da-

nach, ob die Kürzung des Einlagebetrags überhöht od er zu nied-

rig bescheinigt worden ist. In ersterem Falle eröff net § 27 

Abs. 5 Satz 3 KStG n.F. zwar die Möglichkeit, die S teuerbe-

scheinigung zu berichtigen; erweist sich dies jedoc h bei-

spielsweise mit Rücksicht auf die Verhältnisse bei Publikums-

gesellschaften als nicht praxistauglich, sieht § 27  Abs. 3 

Satz 4 KStG 2002 n.F. eine verschuldensunabhängige Haftung der 

Kapitalgesellschaft für die (aufgrund der überhöht bescheinig-

ten Minderung des Einlagekontos) zu Unrecht nicht e inbehaltene 

und abgeführte Kapitalertragsteuer mit der Folge vo r, dass 

auch im Falle der Haftungsinanspruchnahme die Fests tellung des 

steuerlichen Einlagekontos anzupassen ist (§ 27 Abs . 3 Satz 6 

KStG 2002 n.F.). Wird hingegen der Abgang aus dem E inlagekonto 

zu niedrig bescheinigt, schreibt § 27 Abs. 5 Satz 1  

KStG 2002 n.F. die Verwendung der Eigenkapitalteile  gemäß der 

Bescheinigung fest, so dass diese zugleich der Fest stellung 

des Einlagekontos zugrunde zu legen ist (z.B. Blümi ch/ 

Oellerich, § 27 KStG Rz 61); eine Berichtigung der Bescheini-

gung ist nach § 27 Abs. 5 Satz 3 KStG 2002 n.F. aus geschlos-

sen. Ergänzend hierzu gilt nach § 27 Abs. 5 Satz 2 

KStG 2002 n.F. für den Sachverhalt, dass bis zum Ta g der erst-

maligen Feststellung nach § 27 Abs. 2 KStG 2002 n.F . keine 

Steuerbescheinigung gemäß § 27 Abs. 3 KStG 2002 n.F . erteilt 
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worden ist, der Betrag der Einlagenrückgewähr als m it 0 € be-

scheinigt; auch hier ist nach § 27 Abs. 5 Satz 3 

KStG 2002 n.F. eine Korrektur der Steuerbescheinigu ng (nämlich 

in Form ihrer erstmaligen Erteilung) ausgeschlossen  (vgl. zu 

allem --einschließlich der abweichenden Rechtslage gemäß § 27 

Abs. 1 Satz 5 KStG 2002 a.F.-- Senatsurteile in BFH E 247, 531; 

in BFHE 225, 384, BStBl II 2009, 974; Senatsbeschlu ss vom 

3. Februar 2010 I B 32/09, BFH/NV 2010, 1128).  

 

b) Da im Streitfall nach den tatsächlichen Feststel lungen des 

FG die Klägerin bis zum Tag der Bekanntgabe des Bes cheids vom 

9. September 2010 über die unveränderte Feststellun g des Ein-

lagekontos zum 31. Dezember 2009 (25.565 €) ihrem A nteilseig-

ner (V) keine Steuerbescheinigung nach § 27 Abs. 3 

KStG 2002 a.F./n.F. erteilt hat, ist nach den wiede rgegebenen 

Bestimmungen des § 27 Abs. 5 Satz 1 bis 3 KStG 2002  n.F. von 

einer Minderung des Einlagekontos aufgrund der Auss chüttungen 

des Jahres 2009 um 0 € auszugehen (Satz 2) und die hiermit 

verbundene Verwendungsfiktion (Gewinnausschüttung) der Fest-

stellung des Einlagekontos zum Ende des Jahrs 2009 zugrunde zu 

legen. Soweit die Klägerin hiergegen einwendet, die  Feststel-

lung des Einlagekontos beruhe auf einer offenbaren Unrichtig-

keit i.S. von § 129 AO kann dem nicht gefolgt werde n. Sie 

lässt außer Acht, dass die Feststellung des Einlage kontos 

nicht (offenbar) unrichtig ist, sondern --im Gegent eil-- den 

rechtlichen Vorgaben des § 27 Abs. 5 Satz 2 i.V.m. Satz 1 

KStG 2002 n.F. entspricht, nach denen die fehlende ebenso wie 

eine zu geringe Bescheinigung Bindungswirkung für d en Fest-

stellungsbescheid nach § 27 Abs. 2 KStG 2002 n.F. e ntfaltet; 

auch kann die unterbliebene Bescheinigung der Einla genrückge-

währ nach Erlass des ersten Feststellungsbescheids selbst dann 

nicht mehr nachgeholt werden, wenn die Bescheinigun g aus Ver-

sehen nicht erteilt worden ist (zutreffend G. Frots cher in 
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Frotscher/Maas, a.a.O., § 27 KStG Rz 88d; Dötsch in  Dötsch/ 

Pung/Möhlenbrock, Die Körperschaftsteuer, § 27 KStG  Rz 215; 

Antweiler in Ernst & Young, KStG, § 27 Rz 294; Blüm ich/ 

Oellerich, § 27 KStG Rz 62; Berninghaus in Herrmann /Heuer/ 

Raupach, § 27 KStG Rz 124; Gosch/Heger, a.a.O., § 2 7 Rz 46 

a.E.). Der Senat kann der Klägerin ferner nicht dar in folgen, 

dass das FA vor Erlass des Bescheids vom 9. Septemb er 2010 

verpflichtet gewesen wäre, die Klägerin auf die vor stehenden 

Regelungszusammenhänge hinzuweisen. Die Klägerin lä sst inso-

weit unberücksichtigt, dass die Bestimmungen des § 27 Abs. 5 

Satz 1 bis 3 KStG 2002 n.F. sowohl tatbestandlich a ls auch mit 

Rücksicht auf ihre Rechtsfolgen eindeutig gefasst s ind. Auch 

ist für den Senat nicht ersichtlich, was die Kläger in --sieht 

man von ihrer fehlerhaften Erklärung zur Feststellu ng des Ein-

lagekontos ab-- daran gehindert haben sollte, ihrem  Gesell-

schafter rechtzeitig --nämlich vor der Bekanntgabe des Be-

scheids vom 9. September 2010-- eine zutreffende St euerbe-

scheinigung über die Höhe der durch die Ausschüttun gen des 

Vorjahrs (2009) veranlassten Einlagenrückgewähr zu erteilen.  

 

c) Entgegen ihrer Auffassung wird die Klägerin durc h die Rege-

lung des § 27 Abs. 5 Satz 3 KStG 2002 n.F., nach de r die Be-

richtigung oder erstmalige Erteilung einer Steuerbe scheinigung 

ausgeschlossen ist, wenn entweder die Minderung des  Einlage-

kontos zu niedrig bescheinigt oder eine Steuerbesch einigung 

bis zur Bekanntgabe der erstmaligen Feststellung de s steuerli-

chen Einlagekontos nicht erteilt worden ist (§ 27 A bs. 5 

Satz 1 und 2 KStG 2002 n.F.), nicht in ihren Grundr echten ver-

letzt. Zwar handelt es sich bei der Vorschrift des § 27 Abs. 5 

Satz 3 KStG 2002 n.F. um eine sog. materielle Präkl usionsbe-

stimmung, die eine spätere Korrektur der Steuerbesc heinigung 

und die hierdurch ausgelöste Verwendungsbestimmung der Eigen-

kapitalteile ausschließt. Jedoch sind auch solche B estimmungen 
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dann verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, wen n sie --wo-

ran, wie ausgeführt, vorliegend kein Zweifel besteh t-- hin-

sichtlich ihrer Voraussetzungen und der angeordnete n Rechts-

folge hinreichend klar gefasst und die Vorschriften  zudem vom 

Gesetzgeber unter Berücksichtigung seiner Einschätz ungspräro-

gative zur Verfolgung eines rechtlich zulässigen Zw ecks ge-

schaffen worden sind und in ihrer Ausgestaltung den  Verhält-

nismäßigkeitsgrundsatz beachten (ständige Rechtspre chung; vgl. 

Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts --BVerwG-- vom 

20. Januar 2014  3 B 40/13, Pharma Recht 2014, 161;  BVerwG-Ur-

teil vom 10. Dezember 2013  8 C 25/12, Neue Zeitsch rift für 

Verwaltungsrecht 2014, 1237). Auch die beiden zulet zt genann-

ten Erfordernisse werden durch § 27 Abs. 5 Satz 3 

KStG 2002 n.F. gewahrt (gl.A. Zimmermann, EFG 2014,  583; 

Berninghaus in Herrmann/Heuer/Raupach, § 27 KStG Rz  12).  

 

aa) Auszugehen ist hierbei davon, dass die Regelung  des § 20 

Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG 2002, nach der Bezüge aus Anteilen an 

einer Körperschaft nicht zu den Einnahmen aus Kapit alvermögen 

gehören, soweit für diese das steuerliche Einlageko nto i.S. 

des § 27 KStG 2002 n.F. als verwendet gilt, tatbest andlich an 

die im Bescheid nach § 27 Abs. 2 KStG 2002 n.F. aus gewiesenen 

Bestände des steuerlichen Einlagekontos anknüpft. D ie Fest-

stellung des steuerlichen Einlagekontos entfaltet a uch für die 

Besteuerung der Anteilseigner materiell-rechtliche Bindungs-

wirkung (Senatsurteil vom 19. Mai 2010 I R 51/09, B FHE 230, 

128, BStBl II 2014, 937); eine geänderte Feststellu ng führt 

deshalb als rückwirkendes Ereignis i.S. von § 175 A bs. 1 

Satz 1 Nr. 2 i.V.m. Satz 2 AO zu einer entsprechend en Anpas-

sung der Veranlagung des Anteilseigners (Senatsurte il vom 

29. Januar 2015 I R 70/13, zur amtlichen Veröffentl ichung be-

stimmt). Da aber der Bescheid zur Feststellung des Einlagekon-

tos nicht gegenüber dem Anteilseigner, sondern gege nüber der 
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Kapitalgesellschaft als Inhaltsadressatin ergeht, k ommt der 

Steuerbescheinigung nach § 27 Abs. 3 KStG 2002 n.F.  ersicht-

lich die Aufgabe zu, die durch die Feststellung des  Einlage-

kontos bestimmte Korrespondenz beider Besteuerungse benen ver-

fahrensrechtlich abzusichern. Die dem Anteilseigner  erteilte 

und von ihm im Veranlagungsverfahren vorgelegte Bes cheinigung 

(§ 27 Abs. 3 KStG 2002 n.F.) erbringt deshalb den B eweis, dass 

der bescheinigte Betrag ausgeschüttet wurde und in dem ausge-

wiesenen Umfang aus dem steuerlichen Einlagekonto s tammt; die 

bloße Behauptung, die Bescheinigung sei falsch, ist  nach der 

Rechtsprechung des Senats nicht geeignet, diesen Be weis zu er-

schüttern (Senatsbeschluss in BFH/NV 2010, 1128).  

 

bb) Es bedarf keiner weiteren Erläuterung, dass der  Gesetzge-

ber mit seinem Anliegen, die Besteuerung des Anteil seigners an 

der Verwendung des steuerlichen Einlagekontos nach Maßgabe der 

gegenüber der Kapitalgesellschaft zu treffenden Fes tstellungen 

auszurichten und damit beide Besteuerungsebenen zu verklam-

mern, ein im Sinne der vorgenannten Rechtsprechung (betreffend 

die verfassungsrechtlichen Erfordernisse für eine m aterielle 

Präklusionsvorschrift) zulässiges Ziel verfolgt. Au ch ist 

nicht erkennbar, dass der Gesetzgeber unter Berücks ichtigung 

des ihm zustehenden Ermessens den Verhältnismäßigke itsgrund-

satz verletzt hätte. Die Bindung des Feststellungsb escheids an 

die dem Anteilseigner bis zur Feststellung des Einl agekontos 

erteilte Steuerbescheinigung (§ 27 Abs. 3 KStG 2002  n.F.) ist 

nicht nur als geeignet, sondern auch als erforderli ch anzuse-

hen, da --wie der Senat bereits zu der vergleichbar en Regelung 

des § 54 Abs. 10a Satz 2 KStG 1999 entschieden hat- - insbeson-

dere bei Gesellschaften mit einem größeren Kreis vo n an ver-

schiedenen in- und ausländischen Orten wohnenden (a nsässigen) 

Anteilseignern ein nachträglicher Austausch der Bes cheinigun-

gen nicht praktikabel wäre (Senatsurteil vom 26. Se ptember 
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2007 I R 8/07, BFHE 219, 105, BStBl II 2008, 387; v gl. auch 

§ 45a Abs. 5 EStG 2002) und zudem eine nachträglich e Berichti-

gung oder --in den Fällen des § 27 Abs. 5 Satz 2 

KStG 2002 n.F.-- die erstmalige Erteilung der Steue rbescheini-

gung das anzuerkennende Interesse an einer möglichs t verfah-

renssicheren Abstimmung der Besteuerungsebenen beei nträchtigen 

kann (zutreffend Antweiler in Ernst & Young, a.a.O. , § 27 

Rz 291 a.E.). Es liegt innerhalb des dem Gesetzgebe r zukommen-

den Ermessens, im Interesse einer einheitlichen Han dhabung 

--und damit im Einklang mit seinem Grundanliegen na ch prakti-

kablen Regelungen-- nicht zwischen Publikumsgesells chaften und 

kleineren Kapitalgesellschaften zu unterscheiden. G egen eine 

solche Unterscheidung sprechen vor allem die erkenn baren 

Schwierigkeiten bei der Bestimmung abstrakter und t ragfähiger 

Abgrenzungsmerkmale, mittels derer die Übereinstimm ung von 

Steuerbescheinigung und festgestelltem Einlagekonto  bei "klei-

neren Unternehmen" ohne Präklusionsbestimmungen sic hergestellt 

werden könnten; auch bedürfte es bei einer solchen differen-

zierenden Lösung Regelungen für den Fall, dass sich  der Umfang 

der Geschäftstätigkeit der Kapitalgesellschaft und/ oder ihre 

Beteiligungsverhältnisse im Zeitverlauf ändern. Die  vom Ge-

setzgeber getroffene Entscheidung ist verhältnismäß ig. Hierbei 

ist auch zu würdigen, dass jedenfalls dann, wenn di e Kapital-

gesellschaft --wie im Streitfall-- erkennt, dass si e Leistun-

gen i.S. von § 27 Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n.F. erbr ingt, die 

fehlerhafte Bescheinigung ihrem Verantwortungsberei ch zuzu-

rechnen ist (zu nachträglich festgestellten verdeck ten Gewinn-

ausschüttungen s. Dötsch in Dötsch/Pung/Möhlenbrock , a.a.O., 

§ 27 KStG Rz 214; Oberfinanzdirektion Münster, Verf ügung vom 

27. November 2009, Deutsches Steuerrecht 2010, 225) . Hinzu 

kommt, dass eine zu niedrige Bescheinigung der Einl agenrückge-

währ in Verbindung mit der Präklusionsvorschrift de s § 27 

Abs. 5 Satz 3 KStG 2002 n.F. (auch) aus Sicht der K apitalge-
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sellschaft als Haftungsschuldnerin für die einzubeh altende Ka-

pitalertragsteuer insofern nicht mit einer endgülti gen Rechts-

beeinträchtigung verbunden sein muss, als die erhöh te Fest-

stellung des Einlagekontos den ausschüttbaren Gewin n mindert 

(§ 27 Abs. 5 Satz 5 KStG 2002 n.F.) und damit für z ukünftige 

Ausschüttungen (beispielsweise von zukünftig erziel ten Gewin-

nen) im Rahmen der Differenzrechnung des § 27 Abs. 1 Satz 3 

KStG 2002 n.F. die (kompensatorische) Möglichkeit e iner nicht 

kapitalertragsteuerpflichtigen Einlagenrückgewähr e röffnet 

wird.  

 

cc) Eine andere verfassungsrechtliche Würdigung ist  nicht des-

halb geboten, weil im Falle einer überhöht beschein igten Ein-

lagenrückgewähr die Bescheinigung nach § 27 Abs. 5 Satz 5 

KStG 2002 n.F. berichtigt werden kann. Zum einen di enen die 

Vorschriften des § 27 Abs. 5 Satz 4 bis 6 KStG 2002  n.F. der 

Missbrauchsvermeidung und damit einem eigenständige n Zweck; 

sie wollen verhindern, dass durch Ausstellen einer bewusst 

fehlerhaften Bescheinigung eine Minderung des steue rlichen 

Einlagekontos erreicht und damit der Anfall steuerp flichtiger 

Einkünfte in Verbindung mit dem Einbehalt von Kapit alertrag-

steuer umgangen werden kann (BTDrucks 16/3369, S. 8 ). Zum an-

deren besteht nach § 27 Abs. 5 Satz 4 KStG 2002 n.F . die Mög-

lichkeit, die auf den überhöht bescheinigten Betrag  entfallen-

de Kapitalertragsteuer im Wege der Haftungsinanspru chnahme 

geltend zu machen und damit von einer Bescheinigung sberichti-

gung abzusehen. Im Schrifttum wird zu Recht darauf hingewie-

sen, dass auch hierin --d.h. in dem Rückgriff auf d ie ver-

schuldensunabhängige Haftungsschuldnerschaft der Ka pitalge-

sellschaft-- ein im Sinne des Gleichheitssatzes (Ar t. 3 Abs. 1 

GG) sachlicher Grund dafür zu sehen ist, im Falle e iner zu 

niedrigen Bescheinigung der Leistungen aus dem Einl agekonto 

eine Korrektur der Steuerbescheinigung nicht vorzus ehen 
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(Berninghaus in Herrmann/Heuer/Raupach, § 27 KStG R z 131).  

 

II. Der Vorinstanz ist schließlich ebenso darin zu folgen, 

dass die Klägerin ihre Pflichten zum Einbehalt sowi e zur An-

meldung und Abführung der Kapitalertragsteuer i.S. von § 44 

Abs. 5 Satz 1 EStG 2002 (i.V.m. § 1 Abs. 2 SolZG 19 95) grob 

fahrlässig verletzt hat und deshalb der Erlass des Haftungsbe-

scheids vom 13. Januar 2011 nicht zu beanstanden is t (§ 191 

AO). Die Klägerin hat nicht nur die Verwendungsrege l des § 27 

Abs. 1 Satz 3 KStG 2002 n.F. unberücksichtigt gelas sen, son-

dern darüber hinaus eine fehlerhafte Erklärung zur Feststel-

lung des Einlagekontos abgegeben und --trotz der ei ndeutigen 

Regelungen des § 27 Abs. 3 i.V.m. Abs. 5 Satz 3 KSt G 2002 n.F. 

sowie des ausdrücklichen Hinweises in der ihrer Kör perschaft-

steuererklärung 2009 beigefügten Anlage WA auf die "ausge-

stellten Steuerbescheinigungen"(dort Zeile 20a)-- d ie Präklu-

sionswirkung des Feststellungsbescheids vom 9. Sept ember 2010 

nicht beachtet. Gründe, die diese Versäumnisse sowi e die hier-

nach rechtswidrige Nichtabführung der Kapitalertrag steuer ent-

schuldigen könnten, sind auch unter Berücksichtigun g des ge-

richtlichen Vorbringens der Klägerin nicht erkennba r.  

 

III. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 135 A bs. 2 FGO.  
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